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TEIL A 

Einleitung und Problemstellung 

„Wo nichts gemeint ist, läßt sich nichts interpretieren 1." Das harte 
Wort Forsthoffs  zur Sozialstaatsklausel der Ar t i ke l 20 und 28 des 
Grundgesetzes läßt von allem Anfang an fraglich erscheinen, ob nicht 
jede Erörterung dieses Teils der Verfassung im wörtl ichen Sinne gegen-
standslos ist oder bestenfalls fernab jeder juristischen Methodik in 
Sphären der Philosophie und Metaphysik abgleitet2. 

Das „Soziale" des Rechtsstaats, wäre es nur ein geistesgeschichtlich-
politisches Phänomen, entzöge sich der rechtlichen und insbesondere 
der verfassungsrechtlichen  Analyse; dem Juristen zumindest stellte es 
sich als „Adjekt iv dubiosen Sinngehalts"3 dar. 

Die Betrachtung der Geschichte des gegenwärtigen und des ver-
gangenen Jahrhunderts w i rd zeigen, daß es sich in der Tat bei der Idee 
des sozialen Staats zunächst um eine Staatsphilosophie und keineswegs 
um eine Staatsform gehandelt hat. Während in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts das Gottesgnadentum den Klassenstaat mi t durch 
erste Verfassungen nur wenig geschmälerter Macht beherrschte, ver-
focht Rodbertus, einer der beiden frühen Theoretiker des Sozialstaates, 
bereits einen heutigen Ohren revolutionär klingenden Staatssozialis-
mus. 

Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts setzte ein Prozeß 
der Verdichtung des philosophischen Theorems zum rechtlich klassifi-
zierbaren System ein. Den heutigen Stand dieser Entwicklung festzu-
stellen w i rd Aufgabe der Erörterungen sein. Die Klassifizierung aller-
dings ist mühsam. Schon die Vielzahl der noch immer vertretenen 
Meinungen4 bringt das deutlich zum Ausdruck. 

Kenntnis von Wesen und Inhalt der Sozialstaatsklausel ist aber not-
wendige Voraussetzung für eine fruchtbare  Untersuchung des Haupt-
problems: Bietet eine in 2 Worten der Ar t . 20 Abs. 1 und Ar t . 28 Abs. 1 
des Grundgesetzes kristallisierte Idee dem Verfassungsgericht  einen 

1 Forsthoff,  Umbildung, S. 161. 
2 Eine Gefahr,  die nicht nur Forsthoff  zu drohen scheint, vgl. Benda,  S. 60. 
3 Forsthoff,  Umbildung, S. 102. 
4 Vgl. die Aufzählung bei Kontiades,  S. 80. 
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ausreichend konkreten Maßstab zur Kontrolle einfacher Gesetze auf 
ihre Verfassungsmäßigkeit? Mi t anderen Worten: Ist die Sozialstaats-
klausel im Verfassungsstreit  justitiabel? 

Der erste Anschein minimaler Positivierung läßt vermuten, daß 
Justit iabil i tät nicht ohne konkretisierendes Gesetz oder richterliche 
Akt iv i tä t erreicht werden kann. Beide Verfahren  könnten sich als 
problematisch erweisen: Dem Richterrecht droht im Rechtsstaat die 
Koll ision mit dem Prinzip der Gewaltentrennung während die Applizie-
rung einfachen Rechts zur Bestimmung der Sozialstaatsklausel die 
Vorrangigkeit des Verfassungsgesetzes in Frage stellen könnte5. 

Im letzten Teil der Arbeit sollen daher Maß und Grenzen möglicher 
Justitiabilisierung der Sozialstaatsklausel durch Gesetzgeber und Ver-
fassungsgericht erörtert werden. Auf idealtypische Vorstellungen von 
Gewaltentrennung wi rd allerdings nicht einzugehen sein. Denn in reiner 
Form ist die Gewaltentrennung in der historischen Realität nie prakt i-
ziert worden und auch im heutigen Staat scheint die scharfe Trennung 
der Gewalten entlang theoretischer Grenzen der Funktion gerade 
eines Rechtsstaates nicht förderlich  zu sein6. 

Nur dort, wo die gesamten  Befugnisse eines Zweiges der Staatsgewalt 
durch Machtträger ausgeübt werden, denen die alleinige Berechtigung 
zur Ausübung einer zweiten Teilgewalt zugeordnet ist, sind Prinzipien 
des rechtsstaatlichen Systems mit Sicherheit verletzt. Eine gewisse 
Teilhabe der einen an der anderen Gewalt ist zunächst durchaus denk-
bar. Innerhalb dieser Grenzen muß daher der heutige Machtbereich der 
einstigen „Hilfsgewalt Rechtsprechung"7 erkundet werden. 

« Vgl. Leisner,  JZ 64, 201. 
« Vgl. Vile,  S. 318; Ueberschaer,  S. 20. 
7 Werner,  Funktion, S. 72. 



T E I L B 

Inhaltliche Bedeutung der Sozialstaatsklausel 
des Grundgesetzes 

1. Historische Entwicklung der Sozialstaatsidee 

1.1. I m Mittelalter 

Im Schatten der Sozialstaatsklausel des Grundgesetzes gedeiht nur an 
wenigen Stellen übereinstimmendes Gedankengut. Inhaltliche Bedeu-
tung und rechtliche Tragweite dieser Klausel wenigstens part iel l mi t 
Hilfe von Interpretationsgrundsätzen festzustellen, die aus staats-
philosophischer und verfassungshistorischer  Quelle hergeleitet sind, 
mag den Vorzug haben, sich auf unbezweifelte Quellen stützen zu 
können. Allgemein w i rd denn auch angenommen, die Sozialstaatsidee 
entstamme der frühen industriellen Gesellschaft der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts 1 und sei 1842 erstmals in dem epochalen Werk Lorenz 
von Steins „Geschichte der sozialen Bewegung in Frankreich von 1789 
bis auf unsere Tage"2 formuliert  worden. 

1.1.1. Im jütischen  Recht 

Hamann allerdings3 w i l l Sozialstaatlichkeit bereits im jütischen 
Recht von 1241 entdeckt haben, wo die Pflicht des Staates, sozial Schutz-
bedürftigen beizustehen, verankert sei4. 

Abgesehen davon, daß es sich dabei nicht um einen Rechtssatz, son-
dern lediglich um eine Vorrede handelt, enthält die zitierte Kodifizie-
rung auch keineswegs sozialstaatliches Gedankengut. Den Herrschern 
w i rd dort die Einhaltung und Durchsetzung des Rechts ohne Ansehen 
der Person zur Aufgabe gemacht; Anfänge rechtsstaatlicher Ordnung 
werden hier sichtbar. 

1 Vgl. u. a. Born,  S.81; E.R.  Huber,  DÖV 56, S.203. 
2 Vgl. Band I I , Nachdruck Darmstadt 1959. 
3 NJW 55, S. 972. 
4 Vgl. Vorrede zum jütischen Gesetzbuch von 1241 (Jyske Lov): „Das ist 

das A m t des Königs und der Fürsten, die i m Lande sind, die Urtei le zu 
überwachen und Recht zu setzen und diejenigen zu befreien, die mi t Gewalt 
unterdrückt werden, wie es Wi twen und Waisen und vormundlose Kinder, 
Pilger und Ausländer sind, denen am häufigsten Gewalt geschieht . . 
Z i t ier t nach der Ubersetzung v. See's aus dem Altdänischen, S. 25. 

2 Gerstenmaie? 


